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Die Probeabstimmung der Genfer Frauen am 29./30. Nov. 1952

Bei Oeffnung <1 er Wahllokale drängten sich die Frauen in solchen

Scharen vor den Urnen, dass manche bis eine Stunde warten mussten,
bis sie ihren Wahlzettel einlegen konnten.

Die Genferinnen haben sich mit 35 133 gegen 6346 Stimmen für die

Einführung des Frauenstimmrechts in kant. u. kommunalen Angelegen-
heiten ausgesprochen. Für diese Befragung waren 72 516 Frauen einge-
schrieben, von denen sich 42 013 an der Abstimmung beteiligten, d. h. 58

Prozent. Damit die Frauen im Kt. Genf ihr Stimmrecht ausüben können,
muss ein Grossrat im Kant. Parlament einen entsprechenden Gesetzes-

antrag einbringen, die Legislative ihre Zustimmung erteilen und die

Verfassungsfrage den Genfer Stimmberechtigten unterbreitet werden, die

in letzter Instanz darüber zu entscheiden haben.

Zürich, 30. November 1952 (Telegramm)
Mme Eric Choisy-Necker
Satigny, Genf

Ihnen, Frau Präsidentin, Ihren Mitarbeiterinnen und allen Genferin-

nen herzlichen Dank für den grossen Einsatz zu ,gunsten der politischen
Rechte der Schweizerfrauen.

Wir freuen uns über Ihren heutigen Erfolg und hoffen, dass die
Männer dem Entscheid der Genfer Frauenabstimmung Nachachtung ver-
schaffen werden.

.,Die Staatsbürgerin"
und der Frauenstimmrechtsverein Zürich.

Das passive Wahlrecht der Baslerinnen bei Richter- und Ersatz-
richterwahlen

Der grosse Rat des Kantons Basel behandelte die Wahlgesetz-
revision. In der Hauptsache wurde dabei über den Berechnungsmodus
des absoluten Mehrs bei Majorzwahlen diskutiert. Mit 80 gegen 29 Stirn-

men entschied sich der Rat für die bisherige Art. Er beschloss, künftig
den Frauen bei Richter- und Ersatzrichterwahlen das
passive Wahlrecht zuzugestehen. Das revidierte Gesetz über

Wahlen und Abstimmungen wurde dann einstimmig angenommen.

Libanesisches Regierungsdekrel
Durch Regierungsdekret wurde ein Amendement zum libanesischen

Wahlgesetz veröffentlicht. Männer und Frauen über 21 Jahre sind stimm-

berechtigt, aber die Frauen müssen sich über Primarschulbildung aus-

weisen. Ës besteht Stimmzwang. Wer seiner Stimmpflicht nicht nach-

kommt, wird mit hundert libanesischen Pfund (rund 160 Fr.) bestraft.
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